
  

  
  
 
 
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         10.06.2022 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Klimaschutz, Umwelt und Ordnung vom 09.06.2022: 

 
zu 4.1 Änderung der Richtlinie zum Verfahren der Vergabe sowie Unterhal-

tung und Pflege von Ehrengrabstätten auf kommunalen Friedhöfen 
der Stadt Halle (Saale) vom  30. Mai 2018 
Vorlage: VII/2022/03969 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  einstimmig zugestimmt 
 
 

 

Beschlussempfehlung: 
 
Der Stadtrat beschließt die 1. Änderung der Richtlinie zum Verfahren der Vergabe sowie 

Unterhaltung und Pflege von Ehrengrabstätten auf den kommunalen Friedhöfen der Stadt 

Halle (Saale) vom 30. Mai 2018. 

 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Sarah Lange 
Protokollführerin 



  

  
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         10.06.2022 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Klimaschutz, Umwelt und Ordnung vom 09.06.2022: 

 
zu 5.1 Antrag der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) zur Prüfung 

einer behindertengerechten Toilette in der Sternstraße 
Vorlage: VII/2022/03913 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  vertagt 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Die Verwaltung wird gebeten zu prüfen, welche Möglichkeiten in Absprache mit den Gastro-
nomen der Sternstraße (Kneipenmeile) bestehen, um eine barrierefreie, behindertengerech-
te Toilette in der Sternstraße vorzuhalten. 
Dabei sollte auch die Variante der Aufstellung einer behindertengerechten Toilette 
außerhalb der gastronomischen Einrichtungen geprüft werden, deren Benutzung bei-
spielsweise durch einen Euroschlüssel geregelt werden könnte. 
Zu prüfen wäre dabei ebenfalls, ob der entstehende finanzielle Aufwand auch durch 
die Beteiligung der Gastronomen und /oder Fördermittel gesichert werden könnte. 
Eine Bereitstellung von finanziellen Mitteln durch Stiftungen oder Sponsoren wäre 
ebenfalls zu prüfen. 
 
 

F.d.R. 
____________________________ 
Sarah Lange 
Protokollführerin 



  

  
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         10.06.2022 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Klimaschutz, Umwelt und Ordnung vom 09.06.2022: 

 
zu 5.2 Antrag des Stadtrates Christoph Bernstiel (CDU-Fraktion) zur Aus-

weisung einer Hundewiese am Steffensplatz im Paulusviertel 
Vorlage: VII/2022/03922 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  mehrheitlich abgelehnt 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Stadtrat beschließt die Ausweisung der Grünfläche an der Steffensstraße / Steffensplatz 
als Hundefreilauffläche (Hundewiese).  
 
 

F.d.R. 
____________________________ 
Sarah Lange 
Protokollführerin 



  

  
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         10.06.2022 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Klimaschutz, Umwelt und Ordnung vom 09.06.2022: 

 
zu 5.3 Antrag des Stadtrates Christoph Bernstiel (CDU-Fraktion) zur Prü-

fung der Einfriedung für eine Hundewiese am Steffensplatz im Pau-
lusviertel 
Vorlage: VII/2022/03927 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  erledigt 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, für die Grünfläche Steffensplatz, die von der Steffens-
straße begrenzt wird, die Kosten für die Einfriedung (Zaun) als Hundefreilauffläche zu prüfen. 
Das Prüfergebnis ist dem Stadtrat einen Monat nach der Beschlussfassung zu diesem An-
trag vorzulegen.  
 
 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Sarah Lange 
Protokollführerin 



  

  
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         10.06.2022 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Klimaschutz, Umwelt und Ordnung vom 09.06.2022: 

 
zu 5.4 Antrag der Fraktion Hauptsache Halle & FREIE WÄHLER zur Aufhe-

bung des Beschlusses Grundsätze zur Parkraumbewirtschaftung in 
Halle (Saale) (Beschluss-Nr.: 97/I-29/533) 
Vorlage: VII/2022/03903 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  vertagt 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 

Der Stadtrat beschließt die Aufhebung des Beschlusses Grundsätze zur Parkraumbewirt-
schaftung in Halle (Saale) (Beschluss-Nr.: 97/I-29/533). 

 
 

F.d.R. 
____________________________ 
Sarah Lange 
Protokollführerin 



  

  
 
Stadt Halle (Saale)         10.06.2022 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Klimaschutz, Umwelt und Ordnung vom 09.06.2022: 
 
zu 5.5 Antrag der Fraktion Hauptsache Halle & FREIE WÄHLER und der 

CDU-Fraktion  zur Erstellung eines Sicherheitskonzepts für die Stadt 
Halle 
Vorlage: VII/2022/03916 

__________________________________________________________________________ 

Abstimmungsergebnis:  mehrheitlich abgelehnt 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverwaltung (insbesondere das Ordnungsamt und das Team Streetwork) wird 
beauftragt, gemeinsam mit dem Ordnungsamt und dem Team Streetwork in enger Koopera-
tion mit der örtlichen Polizeibehörde und der HAVAG ein Konzept zu erstellen, welches die 
Ziele hat, die Sicherheitslage in der Stadt Halle (Saale) zu verbessern, die Verunsicherung in 
der Bevölkerung zu reduzieren und die wachsende Ausbreitung eines Bandengeschehens 
im gesamten Stadtgebiet zu unterbinden. 
 
Das zu erstellende SicherheitsKonzept weist die derzeitigen Kriminalitätsschwerpunkte in 
der Stadt Halle (Saale) auf aus und legt dar, mit welchen Mitteln Zielen und Maßnahmen 
die Verwaltung Ordnungsamt und Team Streetwork gemeinsam mit der Polizei künftig Ord-
nungswidrigkeiten und Straftaten im Vorfeld verhindern für mehr Sicherheit sorgen will. 
 
Insbesondere folgende Aspekte sollten in die Erstellung des Konzeptes einfließen: 

- Forderungen von Bürgerinnen und Bürgern nach einer Verbesserung der Be-
leuchtungssituation an als unsicher empfundenen Orten (siehe Studie von 
städtischen Streetworkern unter Jugendlichen) 

- Forderungen von Bürgerinnen und Bürgern für eine zeitnahe Umsetzung des 
24-Stunden-Dienstes des Ordnungsamtes für eine Verstärkung der Präsenz des 
städtischen Vollzugsdienstes an Problemstellen 

- Arbeitsfähigkeit / Einbindung des „Präventionsrates gegen Rassismus, Gewalt 
und Kriminalität“ 

- Vernetzung mit relevanten Akteuren (z.B. Anwohnerinitiativen, Open-Air-
Veranstalter) 

- Prüfung der gemeinsamen Nutzung von Ressourcen verschiedener Akteure 
und Sicherheitsbehörden durch die Vernetzung von IT-Systemen bzw. die ge-
meinsame Nutzung von Daten, beispielgebend könnte hier die Zusammenarbeit 
der Halleschen Verkehrs-AG mit der Polizei sein.  

 
Das Konzept wird aufgrund der angespannten Sicherheitslage umgehend erstellt und der 
Stadtrat wird über den Zwischenstand dieses im Mai 2022 informiert. 
 
F.d.R. 
____________________________ 
Sarah Lange 
Protokollführerin 



  

  
 
Stadt Halle (Saale)         10.06.2022 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Klimaschutz, Umwelt und Ordnung vom 09.06.2022: 
 
zu 5.5.1 Änderungsantrag der Fraktion DIE LINKE im Stadtrat Halle (Saale) 

zum Antrag der Fraktion Hauptsache Halle & FREIE WÄHLER und der 
CDU-Fraktion zur Erstellung eines Sicherheitskonzepts für die Stadt 
Halle (VII/2022/03916) 
Vorlage: VII/2022/04122 

__________________________________________________________________________ 

Abstimmungsergebnis:  mit Patt abgelehnt 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Beschlussvorschlag wird wie folgt geändert: 
 
Die Stadt erarbeitet ein präventives Ordnungs- und Sicherheitskonzept, das das Problem 
zunehmender Gewaltbereitschaft in Halle in den Fokus stellt. Das Konzept folgt dem Ansatz, 
dass die Ursachen hierfür komplex sind und sich nicht eindimensional erklären lassen. Be-
sonders die Gewalt unter Jugendlichen verstärkte sich in der letzten Zeit. Auch Fälle von 
häuslicher Gewalt nahmen zu. Seit Jahren ist Halle zudem einer der Schwerpunkte rechter, 
rassistischer und antisemitischer Gewalt in Sachsen-Anhalt.  
Die Prävention und deren zielgerichtete Koordinierung durch aktive Netzwerkarbeit müssen 
einen festen Platz in der Sicherheits- und Ordnungspolitik der Stadt erhalten. Es muss darum 
gehen, berechtigte Ordnungs- und Sicherheitsinteressen von Einwohner*innen und die Su-
che - meist junger Menschen - nach Freiräumen möglichst ohne Repression miteinander in 
Einklang zu bringen, um diesem komplexen Thema tatsächlich gerecht zu werden. 
 
In dem Konzept sind die folgenden Punkte zu berücksichtigen: 

1. Vernetzung verschiedener Strukturen durch ein aktives Wirken des Präventionsrates, 
die Wiederbelebung des Polizeibeirates, die Einbeziehung des Kinder- und 
Jugendrates sowie weiterer zivilgesellschaftlicher Akteur*innen 

2. zügige Umsetzung der Maßnahmen des Beleuchtungskonzeptes 
3. frühzeitige Einbeziehung von Nutzer*innengruppen bei Planungen städtebaulicher 

Projekte 
4. vielfältige Begegnungs-, Bewegungs- und Aufenthaltsmöglichkeiten auf den 

städtischen Freiflächen für die unterschiedlichen Nutzer*innengruppen 
5. Die sozialen Rahmenbedingungen müssen mit der öffentlichen Infrastruktur in der 

Stadt verbessert werden, insbesondere im Hinblick auf Schulsozialarbeiter*innen und 
Streetworker*innen vor Ort. 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Sarah Lange 
Protokollführerin 



  

  
 
 
 
 
 
 
 
 
Stadt Halle (Saale)         10.06.2022 
 
 
 

A u s z u g  

aus der Niederschrift der öffentlichen/nicht öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses für Klimaschutz, Umwelt und Ordnung vom 09.06.2022: 

 
zu 5.6 Antrag der Fraktion Hauptsache Halle & FREIE WÄHLER zur Prüfung 

der Umwidmung von Parkflächen 
Vorlage: VII/2022/03648 

__________________________________________________________________________ 

 

Abstimmungsergebnis:  abgesetzt 
 
 

 

Beschlussvorschlag: 
 
Die Stadtverwaltung wird beauftragt, zu prüfen, inwieweit Parkflächen im Unterplan, die der-
zeit als Stellplätze für jedermann gekennzeichnet sind, teilweise in Anwohnerparkplätze um-
gewidmet werden können. 
 
In diesem Zusammenhang ist zu prüfen, wo im Glaucha-Viertel eine Kompensation mit Stell-
plätzen für jedermann hinsichtlich der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenver-
kehrs-Ordnung (VwV-StVO) erfolgen kann. 
 
Das Prüfergebnis wird dem Stadtrat im September 2022 vorgelegt. 
 

 

F.d.R. 
____________________________ 
Sarah Lange 
Protokollführerin 
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